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Anlage zu unserem Schreiben vom 16. Februar 2013 
 

Erhebliche Auswirkungen auf die regionalen politischen Gestaltungsmöglichkeiten  

durch den Beschluss des EU-Parlaments zur VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES über Regeln und Verfahren für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der 
Union im Rahmen eines ausgewogenen Ansatzes sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2002/30/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates. 

_______________________________________________________________________________________ 

 

Am 12. Dezember 2012 hat das Europäische Parlament den EU-Verordnungsvorschlag über Regeln und 
Verfahren für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der Union (2011/0398/COD) in einer 
geänderten Fassung beschlossen. Zu diesem Vorschlag hat das Parlament zwar einige Änderungen im Sinne 
der von Fluglärm betroffenen Menschen vorgenommen, jedoch werden nach Auffassung der 
Bürgerinitiativen wichtige Punkte nicht angesprochen, bzw. bestehende Regelungen nachteilig verschärft. 
Äußerst problematisch ist die neue rechtsförmliche Definition des „ausgewogenen Ansatzes“ in Artikel 2 
Absatz 1 Nummer 2 als den „ausgewogenen Ansatz der ICAO“. Mit der Definitionsänderung werden die 
Bewertungskriterien für die Bestimmung von Fluglärm und die Festlegung von Lärmminderungsmaßnahmen 
ausschließlich und rechtsverbindlich in die Hand der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) 
gegeben. Maßgeblich für die Anwendung des „ausgewogenen Ansatzes“ sind die Vorgaben des Leitfadens 
„Guidance on the Balanced Approach to Aircraft Noise Management“ der ICAO. Dieser Leitfaden und damit 
auch der sogenannte „ausgewogene Ansatz“ kann jederzeit ohne Beteiligung des Europäischen Parlaments 
oder nationaler Parlamente geändert werden. Der Beobachterstatus der Europäischen Gemeinschaft bei der 
ICAO, der kein Abstimmungsrecht gewährt, wird durch die EU-Kommission ausgeübt, die ebenfalls nicht 
direkt von den Bürgern der EU gewählt wurde. 

Mit der Neudefinition wird das freie Ermessen der zuständigen Behörden aber auch das Gestaltungsrecht der 
Kommunal-, Landes- und Bundespolitiker zugunsten der Luftverkehrswirtschaft eingeengt. Denn alle 
Entscheidungen unterliegen der Vorprüfung nach dem „ausgewogenen Ansatz“ der ICAO und müssen den 
luftverkehrspolitischen Vorgaben des o.g. Leitfadens genügen. Weitere Brisanz erlangt die 
Definitionsänderung mit der Forderung aus dem Verordnungsvorschlag der EU-Kommission in Artikel 4 
Absatz 1 „die Mitgliedstaaten beschließen einen ausgewogenen Ansatz“ oder der vom Europäischen 
Parlament beschlossenen Änderung „Die Mitgliedstaaten setzen den ausgewogenen Ansatz zur Bekämpfung 
von Fluglärm flughafenspezifisch im Rahmen dieser Verordnung um“. Nach der EU-verordneten und 
abschließenden Begriffsbestimmung ist das der ICAO-Ansatz mit seinen grundsätzlichen Vorgaben, der 
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Kosteneffizienz und der Sicherung des nachhaltigen Wachstums der Luftverkehrswirtschaft. Damit sollen 
die Mitgliedstaaten ihre politischen Gestaltungsmöglichkeiten beispielsweise im Umwelt- und 
Gesundheitsschutz sowie in der Raum- und Flächennutzungsplanung bei der Fluglärmbekämpfung der 
ICAO-Politik unterordnen. Die vorgenannte Verordnungsvorschrift findet sich als Forderung im o.g. 
Leitfaden der ICAO wieder. Bereits in seiner Einleitung führt die ICAO aus, dass die einzelnen 
Mitgliedstaaten zwar für die Entwicklung von angemessenen Lösungen der Lärmprobleme auf Flughäfen 
verantwortlich sind, sie jedoch dabei die ICAO- Regeln und Richtlinien zwingend zu berücksichtigen haben. 
Denn, so die ICAO weiter, die uneinheitlichen nationalen und regionalen Politiken zur Minderung des 
Fluglärms können die wirtschaftliche Entwicklung der zivilen Luftfahrt behindern. 

Beispielsweise nimmt die ICAO über ihren „ausgewogenen Ansatz“ maßgeblichen Einfluss auf 
nachfolgende Politikbereiche: 

Umweltpolitik. Der „ausgewogene Ansatz“ der ICAO begrenzt verfahrensmäßig und inhaltlich die 
Lärmminderung auf lediglich vier Maßnahmen. Diese müssen zudem den Randbedingungen des ICAO-
Ansatzes genügen. Danach gilt nur die kostengünstigste Minderungsmaßnahme als ausgewogen und auch 
nur sofern sie das nachhaltige Wachstum der Luftverkehrswirtschaft nicht beeinträchtigt. Weiterhin hat die 
Öffentlichkeit nach dem ICAO-Ansatz kein Beteiligungsrecht; die direkt Betroffenen werden nur beratend 
einbezogen.  

Damit kollidiert der „ausgewogene Ansatz“ materiell mit der Umgebungslärmrichtlinie und der 
Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie.�

Gesundheitspolitik. Nach dem „ausgewogene Ansatz“ der ICAO hat die Kosteneffizienz und das nachhaltige 
Wachstum der Luftverkehrswirtschaft Vorrang bei der Auswahl der Lärmminderungsmaßnahmen. Die 
gesundheitlichen Auswirkungen von Fluglärm werden im o.g. Leitfaden überhaupt nicht angesprochen. 
Selbst in der vom Europäischen Parlament verabschiedeten Fassung des Verordnungsvorschlags sind die 
gesundheitlichen Auswirkungen von Fluglärm nur zu berücksichtigen. 

Infrastrukturpolitik. Nach dem „ausgewogenen Ansatz“ der ICAO ist beispielsweise die Raumplanung der 
Entwicklung eines bestehenden Flughafens anzupassen. Die nationalen Ziele, ausgeglichene soziale, 
infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische und kulturelle Verhältnisse anzustreben, haben 
zurückzustehen. Ebenfalls müssen sich die deutschen  Politikziele der Unterstützung der nachhaltigen 
Sicherung der Daseinsvorsorge, des Wirtschaftswachstums und der Innovation sowie des Schutzes der 
Entwicklungspotenziale und Ressourcen eines Raumes den ICAO-Leitlinien anpassen. 

Die Bürgerinitiativen fordern daher: 

1. Anstelle der vorliegenden Verordnung die bestehende Richtlinie 2002/30/EG über Regeln und Verfahren 
für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der Gemeinschaft fortzuschreiben. Durch die 
gewählte Rechtsform einer Verordnung wird wegen der Höherrangigkeit von Verordnungsregelungen 
die Anwendung von Vorschriften der Umgebungslärm- und der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie 
verhindert. 

2. Die gesundheitlichen Auswirkungen von Fluglärm sind sowohl bei der Bewertung der Lärmsituation an 
Flughäfen und bei der Auswahl der Lärmminderungsmaßnahmen im Rahmen eines „ausgewogenen 
Ansatzes“ vorrangig zu berücksichtigen. Ein ausgewogener Ansatz muss durch die gesetzgebenden 
Organe der EU angemessen definiert werden. Es ist menschenverachtend, den Gesundheitsschutz dem 
kostenorientierten und dem Luftverkehrswachstum verpflichteten Abwägungsverfahren der ICAO zu 
unterwerfen. 



                                     ��	�	
������������
	
�
��
�	�������������������
�� �3 �	���

3. Die Streichung der rechtsförmlichen Anbindung des „ausgewogenen Ansatzes“ an den ICAO-Ansatz. 
Ohne diese Streichung  
- kann die ICAO jederzeit ohne Beteiligung der Parlamente den ausgewogenen Ansatz ändern und 

damit Verkehrs- und Umweltpolitiker entmündigen. 
- schränkt der "ausgewogene Ansatz der ICAO" das dem Verhältnismäßigkeitsprinzip und dem 

Allgemeinwohl verpflichtete Ermessen der zuständigen Behörden ein und 
- engt der "ausgewogene Ansatz der ICAO" die politische regionale Gestaltungsfreiheit und damit das 

demokratische Mitwirkungsrecht der Bürger ein. 
 
 
AG Europa des „Bündnis der Bürgerinitiativen“ 
www.flughafen-bi.de 
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